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  Imperialismusbekämpfen!
Deutschland im 
Aufschwung?
Der deutsche Imperialismus stärkt sich in der Weltwirtschaftskrise

„Die Sicherheit Deutschlands wird 
auch am Hindukusch verteidigt“ 

erklärte schon Anfang 2004 der damalige 
Kriegsminister Struck (SPD). Und letztes 
Jahr fügte Bundespräsident Köhler (CDU) 
quasi erklärend hinzu, „dass ein Land 
unserer Größe mit dieser Außenhandels-
orientierung und damit auch Außenhan-
delsabhängigkeit auch wissen muss, dass 
im Zweifel (...) auch militärischer Einsatz 
notwendig ist, um unsere Interessen zu 
wahren.“ Die nächste öffentliche Erklä-
rung Köhlers war dann sein Rücktritt, 
denn sofort hatten alle möglichen Poli-
tikerInnen ein wildes Geschrei erhoben: 
Sie sahen die demokratische Maske rut-
schen, die sie so mühevoll mit den Farben 
von „Verteidigungsarmee“ und „humani-
tärer Hilfe“ bemalt hatten.

Die Bundeswehr setzt „deutsche In-
teressen“ mit Waffengewalt durch. Es 
geht um das Interesse der deutschen 
Banken und Konzerne, ihre Bedingungen 
im internationalen Konkurrenzkampf zu 
verbessern. Die deutschen Regierungen 
tun das, was den deutschen Kapitalver-
bänden Profite bringt. Das bedeutet die 
Schaffung und Unterstützung von loy-
alen Regimen in den armen Ländern – 
auch mit militärischen Mitteln.

Im zweiten imperialistischen Welt-
krieg versuchte der deutsche Imperialis-
mus, ganz Europa militärisch unter seine 
Herrschaft zu zwingen und scheiterte 
schließlich völlig mit der bedingungslosen 
Kapitulation 1945. Doch vor allem die Kon-
frontation des kapitalistischen Westens 
mit der Sowjetunion und den anderen 
stalinistischen Staaten rettete dem deut-
schen Kapital eine „eigene Regierung“, die 
schließlich sogar im Rahmen der NATO 

eine eigene Armee haben durfte. Der 
Grund, warum das kapitalistische Deutsch-
land von 1945 bis 1999 nicht selbst kriege-
risch aktiv war, war in keiner Hinsicht ein 
Zeichen eines freundlicheren Wesens des 
deutschen Imperialismus, sondern viel-
mehr das Produkt der politischen Schwä-
chung durch den verlorenen Raubkrieg. 
Bis heute ist das militärische Potenzial 
Deutschlands im Vergleich zu anderen im-
perialistischen Mächten relativ schwach.

Imperialistische EU
Die deutschen KapitalistInnen hatten trotz 
der Niederlage der Wehrnacht wunderbare 
Ausgangsbedingungen für den (Wieder-)
Aufstieg ihres Imperialismus, der vor allen 
Dingen durch das Vorantreiben der „euro-
päischen Einigung“ vor sich ging. Mit der 
Zerschlagung der Sowjetunion (und damit 
der Beseitigung der Errungenschaften der 
russischen Oktoberrevolution von 1917) 
konnte das deutsche Kapital sich die Wirt-
schaft der DDR einverleiben und ostwärts 
expandieren. Der deutsche Imperialismus 
stieg auf zur Vorherrschaft in Europa – 
schließlich erfolgreich, ohne Krieg.

In der derzeitigen kapitalistischen Kri-
se, die das Elend der arbeitenden Massen 
massiv verschärft, und die auch die EU 
erreicht hat, wird die deutsche Herrschaft 
besonders deutlich. Nicht von ungefähr 
konnten wir zu Beginn der Krise in Irland 
DemonstrantInnen mit Merkel-Masken 
und gegen die deutsche Regierung ge-
richteten Parolen erleben. Deutsche Ban-
ken spekulieren überall mit, deutsche 
Konzerne haben sich in ganz Europa 
breitgemacht und schlagen die einheimi-
sche Konkurrenz aus dem Feld. Ein Grund 
dafür sind die vergleichsweise niedrigen 

Lohnstückkosten in Deutschland.
Diese Machtpolitik des deutschen 

Imperialismus hat die Krise in den schwä-
cheren Euro-Staaten vorbereitet. Wäh-
rend unsere Klassenschwestern und -brü-
der nun für die ökonomischen Folgen 
der kapitalistischen EU-Politik geschröpft 
werden, wird auf uns hierzulande eine 
nationalistische Hetzpropaganda los-
gelassen („faule GriechInnen“ usw.), um 
unsere Solidarität mit der ArbeiterInnen-
klasse anderer Länder zu verhindern.

Durch das Abwälzen der Krisenkos-
ten auf die LohnarbeiterInnen der schwä-
cheren EU-Länder, konnte der deutsche 
Imperialismus seine Hegemonie in Eu-
ropa stärken. Daraus aber zu schließen, 
dass wir LohnsklavInnen in Deutschland 
irgendwie davon profitieren, wäre ein 
furchtbarer Trugschluss. Denn auch in 
Deutschland bekommt die ArbeiterIn-
nenklasse die Rechnung präsentiert in 
Form von drastischen Kürzungen.

Notwendig wäre also ein Kampf der 
ArbeiterInnen in Deutschland, Europa 
und der Welt gegen die kapitalistischen 
Verhältnisse und für ArbeiterInnende-
mokratie. Das verlangt konsequenten Wi-
derstand gegen die Angriffe hierzulande 
– welcher nicht zu trennen ist vom Kampf 
gegen die Herrschaft der deutschen Ban-
ken und Konzerne in anderen Ländern.

Partei der ArbeiterInnen?
Die politischen Parteien des Kapitals in 
Deutschland, also die CDU, die FDP und 
schließlich auch die Grünen, haben offen-
sichtlich genauso wenig wie die SPD den 
Willen, an der Politik der Ausplünderung 
und Unterdrückung der arbeitenden Mas-
sen etwas zu ändern. Etwas anderes ist im-

mer wieder über die Linkspartei zu hören. 
Sie sei die einzige große Friedenspartei 
und die Partei, die die Lohnabhängigen in 
Deutschland unterstützen sollten.

Doch in mehreren Landesregierun-
gen zeigt die Linkspartei, dass kapitalis-
tische Politik auch mit ihr zu machen ist. 
Was die „Friedenspolitik“ angeht, so war 
ein wichtiger Kritikpunkt der Linkspartei 
an deutschen Militäreinsätzen das Fehlen 
eines UN-Mandats – dabei wird der UN-
Sicherheitsrat von großen imperialisti-
schen Mächten dominiert.

Die SpitzenfunktionärInnen der 
Linkspartei geben auch gern zu verste-
hen, dass sie einen Abzug der deutschen 
Afghanistan-Schutztruppe nicht schon 
„Übermorgen“ wollen oder gar ohne „mit 
den Partnern“ (also mit den anderen im-
perialistischen Mächten!) „über die Mo-
dalitäten des Abzugs zu verhandeln.“

Wirklich für die Überwindung des 
Kapitalismus zu sein, bedeutet aber, für 
das Ende der imperialistischen Herrschaft 
zu kämpfen. Es bedeutet, für die soforti-
ge Enteignung der Konzerne und ihren 
Übergang in die Hände der Beschäftigten 
zu kämpfen. Es bedeutet vor allem, für die 
militärische Niederlage der deutschen 
Armee, die die Interessen der Konzernei-
gentümerInnen durchsetzt, einzutreten.

Natürlich geht es nicht darum, reakti-
onäre Kräfte politisch zu unterstützen, nur 
weil sie gegen die imperialistische Herr-
schaft kämpfen. Reaktionäre Antiimperi-
alistInnen zielen nicht auf die Befreiung 
vom Imperialismus sondern auf etwas 
mehr Autonomie. Eine wirkliche Befrei-
ung kann nur diejenige Kraft erzwingen, 
die als einzige der kapitalistischen Krise 
ein Ende setzen kann: die internationale 
ArbeiterInnenklasse.

Doch momentan haben die Unter-
drückten in Afghanistan die mächtigsten 
Armeen der Welt gegen sich. Das be-
deutet vielfach schwierigere Ausgangs-
bedingungen für die Selbstbefreiung 
der afghanischen Massen als selbst ein 
reaktionäres Taliban-Regime sie schaffen 
könnte. Deswegen ist die Niederlage der 
Besatzungsarmeen ein zentrales Ziel für 
RevolutionärInnen.
➟ von Victor Jalava, RIO, Berlin

Gegen die NATO-„Sicherheitskonferenz“ in München!

Gegen das World Economic Forum (WEF) in Davos!

Für die Einheit der ArbeiterInnenklasse weltweit!

Imperialismus 
und Klassenkampf
Angela Merkel hat unmittelbar nach 
dem Beginn der Wirtschaftskrise 
angekündigt, dass „wir“ gestärkt aus 
der Krise hervorgehen würden. Dass 
sie damit nicht die ArbeiterInnen-
klasse in Deutschland meinte, wurde 
spätestens durch das Sparpaket 
deutlich. Im Rahmen der Krise stär-
ken die deutschen KapitalistInnen 
ihre Stellung in Europa und der Welt.

Die wirtschaftlichen Interessen 
der BRD müssen dafür zunehmend 
mit militärischen Mitteln durchge-
setzt werden. Kriegsminister Gutten-
berg reformiert die Bundeswehr, um 
eine weltweit einsetzbare Eingreif-
truppe aufzubauen. Und immer 
offener sickert die Botschaft durch, 
dass in Afghanistan keine „Aufbau-
hilfe“ sondern Krieg gemacht wird. 
Dieser Krieg der NATO ist ein Krieg im 
Interesse der westlichen Konzerne. 
Das weitere Vorgehen wird bei der 
„Sicherheitskonferenz“ im Februar in 
München abgestimmt.

Aber trotz der Konkurrenz 
untereinander können sich die 
KapitalistInnen verschiedener Länder 
im Klassenkampf gegen die Arbeiter
Innenklasse manchmal auch einigen. 
Das zeigt sich beim alljährlichen 
Weltwirtschaftsforum (WEF) in Davos  
in der Schweiz, auf dem PolitikerIn-
nen und UnternehmerInnen Ende 
Januar gemeinsam über „Innova-
tionen“ für ihre Klassenherrschaft 
nachdenken. 

NATO und WEF sind zwei Seiten 
einer Medaille. Wir finden es wichtig, 
Widerstand gegen beide Seiten zu 
organisieren. Dieser Widerstand kann 
aber in Form von Demonstrationen 
allein nicht wirksam sein. Unser 
Ziel muss sein, eine revolutionäre 
Organisation der ArbeiterInnen 
aufzubauen, um die Grundlagen die-
ses Systems – die Ausbeutung von 
Lohnarbeit – zu überwinden.

2010 standen die sozialen Proteste 
in Deutschland im Schatten von denen 
in anderen europäischen Ländern. In 
dieser Ausgabe wollen wir untersu-
chen, inwiefern die imperialistische 
Weltordnung und die Klassenkampf-
situation in Deutschland zusammen
hängen. Außerdem werden wir 
Veranstaltungen organisieren, um über 
die Bedeutung des Imperialismus in der 
heutigen Welt zu diskutieren.
➟ von Alex Lehmann, RIO, FU Berlin

Diskussions-
veranstaltungen 
Imperialismus
bekämpfen!
Was ist Imperialismus? Wie sieht der 
deutsche Imperialismus heute aus? 
Wie können wir dagegen kämpfen?

Berlin: Mi 9. Februar 
18 Uhr im Versammlungsraum im 
Mehringhof, Gneisenaustr. 2a, U-Bhf 
Mehringdamm – gemeinsam mit der 
Sozialistischen Arbeiterstimme (SAS)

München: Mi 9. Februar 
19 Uhr im Eine-Welt-Haus, 
Schwanthalerstraße 80, 
U-Bhf Theresienwiese

Demonstrationen
Bundeswehr raus aus Afghanistan! 
Samstag, 22. Januar, 15 Uhr, Rathaus 
Neukölln, Berlin
Gegen das WEF: Samstag, 22. Januar, 
14 Uhr, Bahnhofsvorplatz, St. Gallen
Gegen die NATO: Samstag, 5. Februar, 
13 Uhr, Marienplatz, München



Kontakt zu RIO
berlin@revolution.de.com

fu@revolution.de.com
dresden@revolution.de.com

kiel@revolution.de.com
muenchen@revolution.de.com

ViSdP: R. Müller, Hamburg

Was ist                   ?
Wir, die Revolutionäre Internatio-

nalistische Organisation (RIO), 
wollen den Kapitalismus durch eine 
sozialistische Gesellschaft ersetzen. 
Denn das kapitalistische System 
führt zu Krisen, verursacht Kriege, 
zerstört die Umwelt und reproduziert 
Rassismus und Sexismus. Wir sind 
überzeugt, dass eine Revolution 
notwendig ist, um dieses System 
zu überwinden, denn die Kapita-
listInnen werden ihre Macht nicht 
freiwillig aufgeben. Wir brauchen eine 
internationalistische Perspektive, 
denn der Kapitalismus ist ein globales 
System. Dazu ist eine Organisation 
notwendig, die eine klare revolutio-
näre Strategie systematisch in jeden 
Kampf hineinträgt. Wir tun nicht so, 
als hätten wir alle Antworten – wir 
versuchen, marxistische Ideen wei-
terzuentwickeln und zu verbreiten, 
und damit einen Beitrag zur Schaf-
fung einer ernsthaften revolutionären 
ArbeiterInnenorganisation zu leisten.

RIO Deutschland
➟ www.revolution.de.com
RIO Schweiz
➟ www.revolution.ch.tc
RIO Tschechien
➟ www.rio.cz.tc
RIO International
➟ www.onesolutionrevolution.org 
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Imperialismus? Ist das nicht eine Be-
zeichnung für das römische Reich? 

Oder das British Empire?
Was MarxistInnen mit dem Begriff Im-

perialismus meinen, lässt sich am Besten 
mit den grundsätzlichen Eigenschaften 
des Kapitalismus erklären. Im Kapitalismus 
gibt es zwei Hauptklassen, die einander 
gegenüberstehen: die Bourgeoisie (die 
Klasse, die die Produktionsmittel besitzt – 
also Maschinen, Werkzeuge, Fabriken usw.) 
und die ArbeiterInnenklasse (die Klasse, 
die keine Produktionsmittel besitzt und 
nur ihre Arbeitskraft zu verkaufen hat).

Die Bourgeoisie erhält diese Arbeits-
kraft, indem sie Löhne an die ArbeiterIn-
nen zahlt. Mit dieser Arbeitskraft werden 
Waren hergestellt. Da aber der Wert dieser 
Waren höher liegt als der Wert des an die 
ArbeiterInnen bezahlten Lohnes, wird von 
„Mehrwert“ gesprochen. Dieser Mehrwert 
kommt allein der Bourgeoisie zu Gute und 
ist ist die Grundlage für deren Profit.

Die Ausweitung
Dieser Mehrwert wird aber von ihr nicht 
genutzt, um irgendeinen Schatz anzuhäu-
fen, sondern um die Produktion auszuwei-
ten. Dies tut die Bourgeoisie aber nicht, 
weil sie aus bösen Menschen besteht oder 
Freude am Leid der ArbeiterInnen hat, 
sondern weil alle der Bourgeoisie Ange-
hörenden (KapitalistInnen) in ständiger 
Konkurrenz zueinander stehen und da-
her permanent die Produktion ausweiten 
müssen, um nicht unterzugehen.

Die Ausweitung der Produktion führt 
selbstverständlich auch zu einer Erhö-
hung der Warenmenge, die auch auf 
dem Markt umgesetzt, also verkauft wer-
den muss. Geschieht diese Umsetzung 
nur innerhalb eines kleinen Rahmens 
(z.B. nur innerhalb einer Stadt), können 
irgendwann nicht mehr alle Waren um-
gesetzt werden, und es kommt zu den 
– für den Kapitalismus typischen – zyk-
lischen Überproduktionskrisen. Um die-
sen Krisen entgegenzuwirken, muss der 
Rahmen also erweitert werden. Dies ge-
schieht nun erst einmal innerhalb eines 
Landes, aber auch das reicht irgendwann 
nicht mehr aus. Findet nun ein Wachstum 
über die Grenzen des Nationalstaates der 
jeweiligen Bourgeoisie statt, heißt dieser 
Zustand Imperialismus.

Die Merkmale
Der russische Revolutionär Lenin hat ei-
nige Merkmale des Imperialismus in sei-
ner Schrift „Der Imperialismus als höchs-
tes Stadium des Kapitalismus“ formuliert, 
anknüpfend an einige Erkenntnisse von 
Marx und Engels, welche unter anderem 
im „Anti-Dühring“ zu finden sind.

Diese Merkmale fasst Lenin wie folgt 
zusammen: „Der Imperialismus ist der Ka-
pitalismus auf jener Entwicklungsstufe, in 
der die Herrschaft der Monopole und des 
Finanzkapitals sich herausgebildet, der Ka-
pitalexport hervorragende Bedeutung ge-
wonnen, die Aufteilung der Welt durch die 
internationalen Trusts bereits begonnen 
hat und die Aufteilung des gesamten Terri-
toriums der Erde durch die größten kapita-
listischen Länder abgeschlossen ist.“

Was heißt das nun konkret? Durch die 
permanente Konkurrenz der einzelnen 
KapitalistInnen untereinander fallen im-
mer wieder KapitalistInnen weg, d.h. sie 
halten der Konkurrenz nicht mehr stand 
und gehen unter. Die Folge ist dann eine 
Zentralisation: Die übrig gebliebenen 
Konzerne wachsen immer weiter und 
werden schließlich zu Monopolen, die 
aufgrund ihrer großen ökonomischen 
Macht die beherrschende Stellung auf 
dem Weltmarkt einnehmen.

Weiterhin gewinnen die Banken mit 
der Entwicklung des Imperialismus im-
mer weiter an Bedeutung, da sie gigan-
tische Kapitalmengen in sich vereinigen. 

Bankkapital und Industriekapital ver-
schmelzen immer mehr zu einem einheit-
lichen Finanzkapital: Aus der industriellen 
Bourgeoisie und den BankbesitzerInnen 
entsteht eine Finanzoligarchie, welche die 
vorherrschende Rolle im imperialistischen 
Stadium des Kapitalismus einnimmt.

Der Krieg
Im Interesse der Finanzoligarchie werden 
dann Kolonien und Halbkolonien errich-
tet, die als Absatzmärkte für die von den 
Monopolen hergestellten Waren dienen, 
aber auch als Quelle für Rohstoffe. Diese 
Kolonien oder Halbkolonien werden ei-
nerseits auf kriegerische Art und Weise, 
also durch imperialistische Angriffskrie-
ge, errichtet. Andererseits können aber 
auch Gebiete, ja sogar ganze National-
staaten oder Kontinente, schleichend in 
wirtschaftliche Abhängigkeit der Mono-
pole gebracht werden. Dies geschieht auf 
zwei möglichen Wegen: durch Warenex-
port und durch Kapitalexport.

Beim Warenexport verkaufen die Mo-
nopole die eigenen Waren in der koloni-
alisierten Region und zerstören damit die 
einheimische Bourgeoisie, da die riesige 
Menge an Produktionsmitteln, welche die 
Monopole besitzen, die Herstellung von 
viel mehr und viel billigeren Waren ermög-
licht. Beim Kapitalexport hingegen werden 
von den Monopolen Land, Fabriken etc. 
aufgekauft, um eigene Zweigstellen zu 
errichten und dergleichen. Während nun 
der Warenexport nichts wirklich neues im 
imperialistischen Stadium ist und nur auf 
höherem Niveau stattfindet, gewinnt der 
Kapitalexport enorme Bedeutung.

In der Regel findet nun eine Mischung 
aus imperialistischen Angriffskriegen, 
Warenexport und Kapitalexport statt, um 
Abhängigkeit zu erzeugen. Diese kolo-
niale oder halbkoloniale Abhängigkeit 
führt logischerweise zu Konflikten und zu 
nationalen Befreiungsbewegungen.

Eine Reihe solcher Befreiungsbewe-
gungen existierten im letzten Jahrhundert. 
Im Laufe der Zeit wurden fast alle Kolonien 
in die Unabhängigkeit entlassen. Aus „gan-
zen“ Kolonien wurden nun nur noch Halb-
kolonien, also solche Länder, die zwar eine 
eigene Regierung besitzen, aber nach wie 
vor komplett abhängig von den Monopo-
len der imperialistischen Länder sind. Nati-

onale Befreiungsbewegungen, die die Pro-
duktionsverhältnisse in ihrem Land nicht 
ändern, führen deswegen nicht zu einem 
Ende der imperialistischen Unterdrückung 
sondern nur zu deren Neugestaltung.

Darüber hinaus ist zu betonen, dass 
nicht nur Kriege zur Errichtung von Kolo-
nien und Halbkolonien stattfinden, son-
dern auch zwischen den Monopolbour-
geoisien der imperialistischen Länder, und 
zwar gerade um eben jene Kolonien oder 
Halbkolonien und deren Absatzmärkte, 
Rohstoffe usw. Hieraus resultiert eine 
„Aufteilung“ der Welt: Gewisse Monopole 
haben an gewissen Orten den Vorrang. 
Da die Monopole mit allen Mitteln ihre 
Einflusszonen verteidigen und ausweiten 
müssen, führt die imperialistische Welt-
ordnung immer wieder zu Kriegen, in der 
zugespitzten Form auch zu Weltkriegen. 

Der Reformismus
Auch der Reformismus ist ein typisches 
Merkmal der imperialistischen Phase des 
Kapitalismus. Denn durch die Abhängig-
keit vieler Regionen von den imperialis-
tischen Ländern kann die ArbeiterInnen-
klasse in diesen Ländern einen relativ 
hohen Lebensstandard erreichen (auf Kos-
ten der ArbeiterInnen in den abhängigen 
Regionen, wohlgemerkt). Die Monopol-
bourgeoisie kann einen Teil der eigenen 
ArbeiterInnenklasse durch gewisse mate-
rielle Zugeständnisse „kaufen“, sie also an 
den Extraprofiten aus den imperialisierten 
Ländern teilhaben lassen. In Folge ist die 
Notwendigkeit einer Revolution für diese 
ArbeiterInnen (z. B. in Deutschland oder 
den USA) schwerer zu erkennen, da die 
eigene Situation als nicht allzu miserabel 
wahrgenommen wird. Die Bereitschaft, 
sich mit kleinen Zugeständnissen zufrie-
den zu geben, steigt – was den perfekten 
Nährboden für den Reformismus darstellt.

Diese Tatsache macht die Revolution 
in den Zentren des Imperialismus schwie-
riger, sollte aber nicht zu dem Schluss 
führen, dass der Imperialismus nur in den 
Halbkolonien bekämpft werden kann. Der 
Klassenkampf muss immer auch in den 
Zentren geführt werden, da auch hier eine 
Ausbeutung der ArbeiterInnenklasse statt-
findet. Denn der Imperialismus kann nur im 
internationalen Maßstab gestürzt werden.

Dass eine Abschaffung dieses un-
menschlichen Ausbeutungssystems not-
wendig ist, zeigen eben auch die Bilder der 
von den Monopolen absolut abhängigen 
Gebiete: bittere Armut, Seuchen und Kon-
flikte um die wenigen materiellen Güter.
➟ von Ali Hassan, Linker Block, Rostock

Was ist Imperialismus?
Eine kurze Einführung in die Imperialismustheorie von Wladimir Iljitsch Lenin

Dass die Bundeswehr sich nicht aus 
humanitären Gründen am Krieg in 

Afghanistan beteiligt – genauso wenig 
wie die USA, Großbritannien und andere 
NATO-Staaten – war bereits damals klar. 
Trotzdem versucht die herrschende Klas-
se, das Märchen von der „Friedensmissi-
on“ Jahr für Jahr aufrecht zu erhalten.

Dabei gibt es für den deutschen Im-
perialismus eindeutig wichtigere Gründe, 
sich am Einsatz in Afghanistan zu betei-
ligen. Zunächst einmal ist die Region am 
Hindukusch für die gesamte NATO von 
strategischer Bedeutung, sowohl als mi-
litärischer Stützpunkt in der Nähe Russ-
lands, als auch als Transportroute für Erdöl 
und andere Ressourcen aus der Kaukasus-
Region. Der Einsatz dient für die Bundes-
wehr vor allem als Experimentierfeld zur 
Vorbereitung künftiger Einsätze und als 
Wegbereiter für den schrittweisen Umbau 
der deutschen Truppen zur hochgerüste-
ten Angriffsarmee.

Von der Entwicklungshilfe der westli-
chen Staaten fließen beinahe 90% direkt 
zurück zu westlichen Unternehmen, die 
vor Ort Aufträge erhalten. Natürlich ist es 
kein Zufall, dass im Nordosten des Lan-
des, wo die Bundeswehr stationiert ist, 
besonders deutsche Unternehmen sol-
che lukrativen Aufträge bekommen.

Der Krieg macht sich also trotz gewal-
tiger Kosten für die BesatzerInnen bezahlt 
– nicht zuletzt, weil Afghanistan nach ihren 
Vorgaben zu „einer der offensten Volks-
wirtschaften überhaupt“ (Bundesamt für 

Außenwirtschaft) umgebaut wurde.
Gleichzeitig haben nur 13% der Af-

ghanInnen eine gesicherte Versorgung 
mit Trinkwasser, 61% leiden dauerhaft 
an Unterernährung. Auch die Situation 
der Frauen hat sich höchstens auf dem 
Papier gebessert: Vergewaltigungen und 
Selbstmorde unter Frauen haben massiv 
zugenommen. In Folge des Krieges und 
des neoliberalen Umbaus Afghanistans 
hat fast die Hälfte der Bevölkerung keine 
Arbeit und kein gesichertes Einkommen.

Unter diesen Bedingungen verwun-
dert es kaum, dass der Widerstand gegen 
die BesatzerInnen immer heftiger wird. 
Dabei stehen laut einer US-Militärstudie 
nur etwa 10% der KämpferInnen den 
Taliban oder Al-Kaida nahe – auch wenn 
in westlichen Medien gerne ein anderes 
Bild vermittelt wird. 

Selbst wenn er zum Teil von reaktio-
nären Kräften vereinnahmt wird, ist der 
Widerstand gegen den Krieg gerechtfer-
tigt, denn ohne ein Ende des Besatzungs-
regimes kann es auch keine Befreiung der 
afghanischen ArbeiterInnenklasse geben.

Solange westliche Truppen das Land 
kontrollieren und täglich neues Blut ver-
gießen, werden sich auch die religiös-
fundamentalistischen Kräfte kaum zu-
rückdrängen lassen. Es gilt also, für die 
Niederlage der NATO-Allianz einzutreten 
und dies durch Streiks und Blockaden der 
Kriegslogistik in den imperialistischen 
Ländern zu unterstützen!
➟ von Tom Hirschfeld, RIO, Berlin

Bundeswehr in Afghanistan Revolution ohne Gewalt?
RevolutionärInnen wird vorgeworfen, 

auf Gewalt zu stehen. Doch wir leben 
in einer Welt, in der Millionen Menschen 
pro Jahr durch Kriege und Hunger getö-
tet werden – alltäglich wird unvorstellba-
re Gewalt vom System ausgeübt. Die ka-
pitalistische Wirtschaftsordnung basiert 
darauf, dass die Ausgebeuteten in ihrer 
Eigentumslosigkeit bleiben und einzelne 
KapitalistInnen und Staaten gegeneinan-
der konkurrieren – notfalls auch mit krie-
gerischen Mitteln.

Deshalb ist das mit dem Pazifismus so 
eine Sache. Als Menschen wollen wir ein 
Leben ohne Zwang und Gewalt haben. 
Doch reicht es nicht, den fromen Wunsch 
danach zu äußern.

Die KriegspolitikerInnen der NATO ver-
sprechen auch „Frieden“. Sie meinen damit 
aber nur die Aufrechterhaltung der impe-
rialistischen Weltordnung und der damit 
zusammenhängenden Gewalt gegen die 
überwiegende Mehrheit der Menschheit.

Die gleichen PolitikerInnen, die zu 
Gewaltlosigkeit aufrufen, rechtfertigen 
im selben Atemzug Kriegseinsätze. Doch 
die Demokratie (genauer: die bürgerlich-
parlamentarische Staatsordnung als 
Rahmen für den Kapitalismus) ist erst 
u.a. durch die französische Revolution 
erkämpft worden. Bekanntlich lief diese 
Revolution gegen den damals herrschen-
den Adel nicht besonders friedlich ab.

Wer sich für die Gewaltlosigkeit der 
Unterdrückten ausspricht, erkennt das 
Gewaltmonopol der KapitalistInnen und 

ihres Staates an. Damit ist man, bewusst 
oder unbewusst, einE ParteigängerIn der 
Gewalt des herrschenden Systems.

In einer Wirtschaftsordnung, die auf 
der Ausbeutung der Mehrheit durch eine 
kleine Minderheit beruht, kann es keinen 
dauerhaften Frieden geben. Selbst der re-
lative Frieden, den Europa in den letzten 
60 Jahren erlebt hat (mit wichtigen Aus-
nahmen!), bedeutete nur eine Verlage-
rung des Krieges an andere Orte: an die 
Grenzen Europas, wo tagtäglich Flüchtlin-
ge sterben, und in die Halbkolonien, wo 
StellvertreterInnenkriege geführt werden. 
Durch diese Gewalt werden Rohstoffe und 
Absatzmärkte für die imperialistischen 
Mächte erkämpft und gesichert.

Eines bleibt sicher: Solange es Kapita-
lismus gibt, wird es Gewalt geben. Wenn 
wir dieser Gewalt ein Ende setzen wol-
len, müssen wir dieses ausbeuterische 
und gewalttätige System abschaffen. Die 
Geschichte zeigt, dass eine herrschende 
Klasse niemals freiwillig auf ihre Macht 
verzichtet. Deswegen brauchen wir eine 
Revolution, die die Macht der Kapitalis-
tInnen und ihrer Institutionen (Polizei, Ar-
mee, staatliche Bürokratie usw.) bricht.

In diesem Sinne sind Revolutionä-
rInnen keine PazifistInnen. Ganz im Ge-
genteil glauben wir, dass der Pazifismus 
letztendlich dazu aufruft, die brutale 
Gewalt, die der Kapitalismus hervorruft, 
widerstandslos hinzunehmen – wozu wir 
nicht bereit sind.
➟ von Leon Fädler, RIO, München

Publikationen von RIO

Frankreich brennt
Blockaden, Betriebs
besetzungen, 
Massenstreiks – 
aus dem Klassen 
kampf in Frankreich 
lernen!
32 Seiten – 2 €

Von Hanoi 
nach Havanna
Wohin geht Kuba? 
Eine marxisti-
sche Analyse der 
Perspektiven für 
die „sozialistische 
Insel“
32 Seiten – 2 €

Zanon gehört den 
ArbeiterInnen!
ArbeiterInnen in 
Argentinien über-
nehmen ihre
Fabrik und verwal-
ten sie unter Arbei
terInnenkontrolle
20 Seiten – 1,50 €

„chaOSZeitung“
gegen chaotische 
Zustände im Aus-
bildungs system 
– wird regelmäßig 
an einem Berliner 
Oberstufenzent-
rum (OSZ) verteilt

Zanon gehört den ArbeiterInnen
Im August 2009 wurde das Gesetz zur Enteignung von Zanon verabschiedet. Das war ein großer 

Tag für die ArbeiterInnen dieser Kerarmikfabrik in Argentinien, die sie im Oktober 2001 besetzten 

und unter ArbeiterInnenkontrolle zum Laufen brachten. Auch in anderen Teilen der Welt und selbst 

in Deutschland hat es Versuche gegeben, Fabriken zu besetzen und unter ArbeiterInnenkontrolle 

zu betreiben. Oft jedoch fehlte es diesen Abwehrkämpfen an einer klaren Strategie, und deswegen 

mussten sie früher oder später dem Druck des Systems nachgeben. Das war beispielsweise auch bei 

der thüringischen Fahrradfabrik „Bike Systems“ der Fall, die einige Wochen lang unter ArbeiterIn-

nenkontrolle funktionierte, dann jedoch von den ArbeiterInnen wieder in die Hände der Verwalte-

rInnen des Kapitals übergeben werden musste. Zanon jedoch hielt allem Druck stand. Wie war das 

möglich? Diese Broschüre erzählt die Geschichte eines beispielhaften Arbeitskampfes.
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den ArbeiterInnen
ArbeiterInnen in Argentinien übernehmen ihre Fabrik

und verwalten sie unter ArbeiterInnenkontrolle
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Von Hanoi nach Havanna
Kuba wirkt wie ein Anachronismus in der heutigen Welt. Andere ehemals „sozialistische“ Staaten führ-

ten den Kapitalismus während der Umwälzungen der 1990er Jahre wieder ein. In Russland wurde die 

Kommunistische Partei gestürzt und ihr System brach zusammen. In China und Vietnam waren es die 

Kommunistischen Parteien selbst, die einen kontrollierten Reformprozess zur Wiederherstellung ei-

ner Marktwirtschaft durchführten. Nur Kuba hat bis heute eine Wirtschaft aufrechterhalten, die nicht 

den Gesetzen des Marktes, sondern einem Plan unterworfen ist. Die Kommunistische Partei Kubas 

(PCC) konnte ihr System durch die Einführung von Marktmechanismen retten, die die soziale Ungleich-

heit vergrößern und die wirtschaftliche Planung untergraben. Deswegen steht Kuba am Scheideweg: 

der „Statuts Quo“ stellt ein instabiles Gleichgewicht dar, das nicht ewig lang aufrechterhalten werden 

kann. Qualitative Änderungen stehen am Horizont. Wird Kuba eine chaotische Wiedereinführung des 

Kapitalismus wie in Russland erleben? Oder eine kontrollierte Restauration wie in China und Vietnam? 

Wird Kuba ein „Anachronismus“ bleiben? Oder wird es einen ganz anderen Weg einschlagen?

2 Euro

3 CHF 

Von Hanoi
nach Havanna

Wohin geht Kuba? Eine marxistische Analsyse

der Perspektiven für die „sozialistische Insel“

Oktober 2010

Im letzten Jahr konnten wir in Griechenland, Italien, Spanien, Portugal, Frankreich, etc. eine Reihe 

von eintägigen Streiks gegen die Sparmaßnahmen der Regierungen beobachten. Aber speziell 

Ende 2010 hat der Widerstand gegen soziale Kürzungen mit der Streikwelle in Frankreich ein neu-

es Niveau erreicht. Die ArbeiterInnenklasse und die Jugend haben Ra�nerien blockiert und Öllie-

ferungen unterbrochen, Schulen und Universitäten besetzt und mehrere Streiks mit über drei Mil-

lionen TeilnehmerInnen organisiert. Dennoch konnte diese Bewegung die Verabschiedung des 

Gesetzes nicht verhindern, was wiederum eine Reihe von strategischen Fragen aufwirft. Diese 

Broschüre analysiert die Streikbewegung gegen die Rentenreform in Frankreich und versucht, 

daraus verschiedene Lehren für den Klassenkampf in Frankreich und international zu ziehen.

2 Euro
Solipreis: 4Eur 

3 CHF 
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Blockaden, Betriebsbesetzungen, Massenstreiks 
– aus dem Klassen kampf in Frankreich lernen!
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